
 
 
 
 
 
 
 
Anhörung zum Antrag „Missbräuche im Bereich der Schönheitsoperationen gezielt 
verhindern – Verbraucher umfassend schützen“, Bundestags-Drucksache 16/6779 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundestagsabgeordnete Dr. Bunge, 
 
wie mir über die „Deutsche Gesellschaft für Medizinrecht e. V.“ (DGMR), deren Mitglied ich 
seit vielen Jahren bin, bekannt wurde, findet am 23. April 2008 die o. g. Anhörung statt. 
Erlauben Sie mir, dass ich zu dieser Thematik auf folgende Gesichtspunkte hinweise: 
 
 -  Das Thema „Schönheitsoperationen“ sollte, will man es zutreffend beurteilen, nicht 
isoliert, sondern im Kontext einer Reihe anderer ärztlicher Maßnahmen gesehen werden: Es 
erweist sich zunehmend als – allerdings sehr wesentlicher – Teilaspekt eine r umfassenderen 
Problematik, die in den Sozial- und Verhaltenswissenschaften unter dem Begriff 
„Enhancement“ diskutiert wird, also der Steigerung/Verbesserung menschlicher Fähigkeiten. 
Hierher können (unabhängig davon, ob erlaubt oder nicht) zählen:  
       -     Schönheitschirurgie (sowie –dermatologie, teilweise auch Zahnmedizin)  
       -    Anti-Aging-Medizin  
       -    Lifestyle-Medizin  
        -   Doping 
       - bestimmte Aspekte der Fortpflanzungsmedizin, soweit sie mehr will als die Behandlung  
der  ungewollten Kinderlosigkeit, also etwa Auswahl von Samen- und (soweit im Ausland 
ausgeführt, weil hier unzulässig) Eispende nach genetischen Merkmalen der 
Spender/Spenderinnen 
       -  je nach Behandlungsziel die gentechnischen Behandlung des Menschen (einschließlich 
Gen-Doping, vgl. dazu die entsprechende Stellungnahme des Büros für 
Technikfolgenabschätzung) 
       -   nanotechnologische Maßnahmen im Rahmen neurologischer Behandlung. 
 
Allgemein mag dabei gelten, dass all jene medikamentösen und sonstigen Behandlungen, die 
eigentlich entwickelt wurden zur Bekämpfung von leistungsmäßigen Defiziten (egal welchen 
körperlichen oder geistigen “Systems“), grundsätzlich geeignet erscheinen, auch beim 
gesunden Menschen zur Anwendung zu kommen – nun aber zur Steigerung der „normalen“ 
Fähigkeiten und Anlagen. 
 
Gemeinsam ist diesen Maßnahmen daher – und insoweit wird immer deutlicher, dass sie eine 
eigene Kategorie ärztlichen Handelns bilden! – dass ihnen keine medizinische Indikation 
zugrunde liegt. Ihre Rechtfertigung finden sie einzig in der Einwilligung (dem Wunsch) des 
„Patienten“ (eigentlich besser „Kunden“ oder „Auftraggebers“, denn einen „Patienten“, einen 
„Leidenden“, gibt es hier nicht). 
 
- Juristisch ist dieses Feld – bis auf Teilaspekte, aber eben nicht als eigene Kategorie – bisher 
so gut wie nicht bestellt. Es beginnt gerade erst, als medizinrechtliches „Mega-Thema“ 
erkannt zu werden. 



Hierzu erlaube ich mir, auf meinen Beitrag zur Festschrift für Prof. Dr. Günter Hirsch, den 
am 31.1.2008 aus dem Amt verabschiedeten Präsidenten des Bundesgerichtshofs, zu 
verweisen (vgl. Anlage). In diesem Beitrag wird – wenn auch in der etwas unorthodoxen 
Form eines Dialogs – vor allem der Frage des auf die „wunscherfüllende Medizin“  (dieser 
Begriff ist, weil auf ärztliche Maßnahmen konzentriert, etwas enger als der des 
Enhancements) anzuwendenden Haftungsrechts - Dienstvertragsrecht oder  
Werkvertragsrecht? - nachgegangen. Dieser Aspekt wird zutreffend auch in der o. g. 
Bundestags-Drucksache betont. 
 
- Neben dem Haftungsrecht sind aber für Schönheitsoperationen,  wie für die „wunsch-
erfüllende Medizin“ insgesamt, noch zahlreiche andere Rechtsgebiete relevant. Hierzu zählen:  
       - das Sozialrecht mit seinem neuen § 52 Abs. 2 SGB V (in Ziff. I. 3. der Bundestags-
Drucksache allgemein angesprochen); er wirft insbesondere die Frage auf nach der 
Reichweite der Eigenverantwortlichkeit versus einer „Ent-Solidarisierung“ in Fällen 
gesundheitlicher Not (wie weit ist die Begründung des eigenverantwortlichen 
gesundheitsrelevanten Verhaltens übertragbar auf andere Lebensbereiche?  Etwa Reisen in 
terroristisch gefährdete Länder?); 
       - das Strafrecht, mit der Frage der Grenzen der Einwilligung in einen körperlichen 
Eingriff, § 228 StGB;  
       - die mögliche bürgerlich-rechtliche Sittenwidrigkeit (§ 138 BGB) entsprechender 
arztvertraglicher Vereinbarungen;  
       - das ärztliche Standesrecht etwa mit der Frage, ob/inwieweit dieses ärztliche 
Standesrecht überhaupt ohne weiteres für solche Behandlungen gilt, die nicht unter das 
traditionelle ärztliche Handeln (heilen, lindern, den Kranken begleiten) fallen, da diese 
Maßnahmen ja a priori keine Krankheit voraussetzen, sondern am gesunden Menschen 
durchgeführt werden;  
       - schließlich und insbesondere das Verfassungsrecht mit Inhalt und Grenzen des Rechts 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, welches grundsätzlich auch ausgefallene Wünsche 
trägt – aber wie weit?  
 
Zu etlichen dieser Gesichtspunkte habe ich einen ausführliche ren Aufsatz verfasst unter dem 
Titel „Die Verbesserung des Menschen – tatsächliche und rechtliche Aspekte der wunsch-
erfüllenden Medizin“. Er wurde von der Schriftleitung der Zeitschrift „Medizinrecht“ zur 
Veröffentlichung angenommen. Der Erscheinungszeitpunkt soll voraussichtlich August oder 
September dieses Jahres sein. 
 
- Hinweisen darf ich abschließend darauf, dass die DGMR die „wunscherfüllende Medizin“ 
auf meine Empfehlung hin zum Thema ihrer Jahrestagung im Oktober dieses Jahres in 
Einbeck gewählt hat. Ich hoffe, dass sich – wie in früheren Fällen – aus dieser Tagung 
substantielle „Einbecker Empfehlungen“ ergeben werden. Möglicherweise sind sie dann auch 
für das Thema Ihrer Anhörung zu den „Schönheitsoperationen“ von Belang.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. jur. Wolfram H. Eberbach 
 
 
Anlage 
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